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1. VORBEMERKUNGEN 

 
1.1 Aufgabenstellung 
 
Die Gemeinde Pfaffenweiler beabsichtigt, mit der Aufstellung des Bebauungsplans 

"Gewerbegebiet Mittelstraß" die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 

Bebauung einer derzeit landwirtschaftlich genutzten Fläche nördlich der Tennisanlage 

und östlich des Gewerbegebiets "Schwabenmatten" zu schaffen. Die gesamte 

Baufläche im Plangebiet "Gewerbegebiet Mittelstraß" soll als Gewerbegebiet (GE) 

dargestellt werden.   

 

Da sich südlich des vorgesehenen räumlichen Geltungsbereichs das Wohngebiet 

"Schneckenacker" befindet, wird vom Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald eine 

Stellungnahme zur Lärmeinwirkung des geplanten Gewerbegebiets auf dieses 

Wohngebiet gefordert. In der vorliegenden Ausarbeitung wird deshalb zunächst 

abgeschätzt, ob bei "üblicher" Nutzung der geplanten Gewerbegebietsflächen eine 

unzulässige Lärmeinwirkung auf die schutzbedürftige Nachbarschaft auch unter 

Berücksichtigung der Lärmvorbelastung durch benachbarte Gewerbeflächen möglich 

bzw. zu erwarten ist.  

 

Sofern eine unzulässige Lärmeinwirkung nicht ausgeschlossen werden kann, muss 

durch geeignete Festsetzungen im Bebauungsplan sichergestellt werden, dass die 

zukünftige bestimmungsgemäße betriebliche Nutzung der vorgesehenen 

Gewerbegebietsfläche keine unzulässige Lärmeinwirkung auf die schutzbedürftige 

Nachbarschaft zur Folge haben wird. Als Grundlage für derartige Festsetzungen ist die 

maximal zulässige Schallemission für das geplante Gewerbegebiet derart zu ermitteln, 

dass dessen zukünftige bestimmungsgemäße Nutzung auch unter Berücksichtigung 

einer eventuellen Lärmvorbelastung keine Überschreitung der maßgebenden 

Referenzwerte in der Nachbarschaft zur Folge haben kann. Diese maximal zulässige 

Schallemission ist für das in Teilflächen zu gliedernde Gewerbegebiet in Form von 

"Emissionskontingenten" (LEK) im Bebauungsplan festzusetzen. 

 

 



 

 

 

Büro für Schallschutz Dr. Jans      Gutachtliche Stellungnahme Nr. 6858/919 
 
 
 

2 

1.2 Ausgangsdaten 
 
Von dem mit der Erstellung des Bebauungsplans befassten Planungsbüro Fischer, 

Freiburg, sowie vom Auftraggeber wurden u. a. folgende Unterlagen digital zur 

Verfügung gestellt: 

− Bebauungsplan "Gewerbegebiet Mittelstraß", zeichnerischer Teil, mit Stand 
vom 05.08.2025; als pdf- und dwg-Datei per e-mail vom 04.08.2025 

− von der Weiß Beratende Ingenieure GmbH, Freiburg, gefertigter Lageplan zum 
Bauvorhaben "Erschließung Gewerbegebiet Mittelstraß" mit Eintragung von 
Höhenkoten (Plandatum: 20.06.2025); als pdf-Datei per e-mail vom 04.08.2025 

− Begründung und schriftliche Festsetzungen zum Bebauungsplan "Gewerbe-
gebiet Mittelstraß" als Vorabzug mit Stand vom 27.03.2025; als pdf-Dateien per 
e-mail vom 05.06.2025 

− Stellungnahmen der einzelnen Fachbereiche des Landratsamts Breisgau-
Hochschwarzwald vom 20.05.2025 (Zeichen 410.2.13-621.4138) im Rahmen 
der "Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an Bauleitverfahren und 
vergleichbaren Satzungsverfahren (§ 4 BauGB)"; als pdf-Datei per e-mail vom 
05.06.2025 

 

Die Bebauungspläne "Gewerbegebiet Schwabenmatten", "Westlich der Mittelstraß 

und Kirchhofweg (Bereich Obere Langmatten)" und "Schneckenacker" einschließlich 

der jeweiligen Änderungen sowie der Flächennutzungsplan wurden vom Bürger-GIS 

des Landratsamts Breisgau-Hochschwarzwald heruntergeladen.  

 
 
1.3 Quellen 
 
[1] BauNVO (2017-11/2023-07) 
 "Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke  
 (Baunutzungsverordnung - BauNVO)" 
  

 [2]  DIN 18 005 Beiblatt 1 (2023-07) 
   "Schallschutz im Städtebau - Beiblatt 1: 
   Schalltechnische Orientierungswerte für die städtebauliche Planung" 

 
[3]  BImSchG (2013-05/2025-02) 
  "Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
  Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 
  (Bundes-Immissionsschutzgesetz)" 
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 [4]  TA Lärm (2017-06) 
   "Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum 
   Bundes-Immissionsschutzgesetz 
   (Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm)" 

 
[5] DIN 45 691 (2006-12) 
 "Geräuschkontingentierung" 
 
[6] DIN 18005 (2023-07) 
 "Schallschutz im Städtebau - Grundlagen und Hinweise für die Planung" 
 
[7] DIN ISO 9613-2 (1999-10) 
 "Dämpfung des Schalls bei der Ausbreitung im Freien; 
 Teil 2: Allgemeines Berechnungsverfahren" 
 
 

2. ÖRTLICHE UND BAUPLANUNGSRECHTLICHE GEGEBENHEITEN 
 
Aus dem in Anlage 1 dargestellten Auszug aus dem zeichnerischen Teil des 

Bebauungsplans "Gewerbegebiet Mittelstraß" ist der vorgesehene Geltungsbereich 

ersichtlich. Sämtliche Bauflächen innerhalb des Plangebiets sollen als "Gewerbe-

gebiet" (GE) im Sinne von § 8 Baunutzungsverordnung – BauNVO [1] dargestellt 

werden. Zulässig ist eine Bebauung mit 2 Vollgeschossen, einer maximalen 

Wandhöhe von 7,00 m und einer maximalen Firsthöhe von 10,00 m. Gemäß dem 

Vorabzug der planungsrechtlichen Festsetzungen sollen in dem geplanten 

Gewerbegebiet u. a. "Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für 

Betriebsinhaber und Betriebsleiter" ausgeschlossen werden. 

 

Die Gebietsausweisung in der Nachbarschaft des Plangebiets ist in den 

Übersichtslageplan in Anlage 2 gemäß Festsetzung in den vorliegenden 

Bebauungsplänen eingetragen. Im Plan in Anlage 2 ist auch eine laut 

Flächennutzungsplan geplante Erweiterung des "Gewerbegebiets Schwabenmatten" 

in Richtung Norden dargestellt. 

 

Die maximal zulässige Schallemission aus den als "Gewerbegebiet" ausgewiesenen 

Flächen der Bebauungspläne "Gewerbegebiet Schwabenmatten" und "Westlich der 

Mittelstraß und Kirchhofweg" ist nach den vorliegenden Informationen 

zahlenwertmäßig nicht begrenzt. 
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3. SCHALLTECHNISCHE BEURTEILUNGSKRITERIEN 
 

3.1 Schalltechnische Größen 
 

Als wichtigste Größe für die rechnerische Prognose, die messtechnische Erfassung 

und/oder die Beurteilung einer Lärmeinwirkung auf den Menschen dient der A-be-

wertete Schalldruckpegel - meist vereinfachend als "Schallpegel" (L) bezeichnet.  

 

Um auch zeitlich schwankende Schallvorgänge mit einer Einzahlangabe hinreichend 

genau kennzeichnen zu können, wurde der "Mittelungspegel" (Lm bzw. LAeq) definiert, 

der durch Integration des momentanen Schalldruckpegels über einen bestimmten Zeit-

raum gewonnen wird. 

 

Die in verschiedenen Regelwerken definierten Orientierungswerte, Immissionsricht- 

oder Immissionsgrenzwerte für den durch fremde Verursacher hervorgerufenen Lärm 

beziehen sich meist auf einen "Beurteilungspegel" (Lr) am Ort der Lärmeinwirkung 

(Immissionspegel). Der Beurteilungspegel wird in aller Regel rechnerisch aus dem 

Mittelungspegel bestimmt, wobei zusätzlich eine eventuelle erhöhte Störwirkung von 

Geräuschen (wegen ihres besonderen Charakters oder wegen des Zeitpunkts ihrer 

Einwirkung) durch entsprechend definierte Zuschläge berücksichtigt wird. 

 

Außerdem werden meist Anforderungen an den momentanen Schalldruckpegel in der 

Weise gestellt, dass auch durch kurzzeitig auftretende Schallereignisse hervorge-

rufene Momentan- oder Spitzenpegel den jeweiligen Immissionsrichtwert nur um einen 

entsprechend vorgegebenen Betrag überschreiten dürfen. 

 

Der "Schall-Leistungspegel" (LW) gibt die gesamte von einem Schallemittenten ausge-

hende Schall-Leistung, der "längenbezogene Schall-Leistungspegel" (L'W) die im Mittel 

je Meter Strecke, der "flächenbezogene Schall-Leistungspegel" (L"W) die im Mittel je 

Quadratmeter Fläche abgestrahlte Schall-Leistung an. 

 

In Bebauungsplänen können für einzelne Teilflächen Werte für das "Emissionskon-

tingent" (LEK) festgesetzt werden. Diese begrenzen die zulässige Schallemission aus 
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der betreffenden Teilfläche derart, dass auch unter Berücksichtigung der jeweils maxi-

mal zulässigen Schallemission aus benachbarten Teilflächen eine Überschreitung der 

maßgebenden Immissionsrichtwerte an außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs 

des Bebauungsplans gelegenen schutzbedürftigen Einwirkungsorten verhindert wird.  

 

Das "Immissionskontingent" (LIK) beschreibt den Wert, den der aus der Überlagerung 

aller auf einen Immissionsort einwirkenden Geräusche von Betrieben und Anlagen 

einer Teilfläche resultierende Beurteilungspegel nicht überschreiten darf.  

 
 
3.2 Schalltechnische Anforderungen  
 

 3.2.1 DIN 18 005 Beiblatt 1 
 

In DIN 18 005 Beiblatt 1 [2] werden - abhängig von der Art der baulichen Nutzung am 

Einwirkungsort - "Orientierungswerte" angegeben, deren Einhaltung oder Unterschrei-

tung als "wünschenswert" bezeichnet wird, "... um die mit der Eigenart des be-

treffenden Baugebietes oder der betreffenden Baufläche verbundene Erwartung auf 

angemessenen Schutz vor Lärmbelastungen zu erfüllen". 

 

U. a. für die hier interessierenden Baugebiete werden diese Orientierungswerte in 

Anlage 3, oben, aufgelistet. 

 

 Die in DIN 18 005 Beiblatt 1 genannten Orientierungswerte 

"... haben vorrangig Bedeutung für die Planung von Neubaugebieten mit 
schutzbedürftigen Nutzungen und für die Neuplanung von Flächen, von denen 
Schallemissionen ausgehen und auf vorhandene oder geplante schutzbe-
dürftige Nutzungen einwirken können." 

 
Zur Anwendung der Orientierungswerte wird in DIN 18 005 Beiblatt 1 [2] weiter aus-

geführt: 

"Der Belang des Schallschutzes ist bei der in der städtebaulichen Planung er-
forderlichen Abwägung der Belange als ein wichtiger Planungsgrundsatz 
neben anderen Belangen - z. B. dem Gesichtspunkt der Erhaltung 
bestehender Stadtstrukturen - zu verstehen. Die Abwägung kann in 
bestimmten Fällen bei Überwiegen anderer Belange - insbesondere bei 
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Maßnahmen der Innenentwicklung - zu einer entsprechenden Zurückstellung 
des Schallschutzes führen."  

 und 

"Die Beurteilungspegel der Geräusche verschiedener Arten von Schallquellen 
(Verkehr, Industrie und Gewerbe, Freizeitlärm) werden wegen der unterschied-
lichen Einstellungen der Betroffenen zu verschiedenen Arten von Geräusch-
quellen jeweils für sich allein mit den Orientierungswerten verglichen und nicht 
addiert." 

 
 
3.2.2 TA Lärm 

Gemäß Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG [3] sind "Anlagen" im Sinne die-

ses Gesetzes derart zu errichten und zu betreiben, dass keine Immissionen auftreten, 

die "... nach Art, Ausmaß und Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile 

oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft ..." herbei-

zuführen. Als Maß für die im BImSchG als "schädliche Umwelteinwirkungen" be-

schriebenen Geräusche sind bei gewerblichen Anlagen die in der TA Lärm [4] 

definierten Immissionsrichtwerte heranzuziehen. 

 

Die in der Nachbarschaft von lärmemittierenden Anlagen einzuhaltenden "Immissions-

richtwerte für Immissionsorte außerhalb von Gebäuden" sind abhängig von der Art der 

baulichen Nutzung am betrachteten Lärmeinwirkungsort. In der TA Lärm, Abschnitt 6.1 

werden die in Anlage 3, unten, aufgelisteten Werte angegeben. Diese Immissions-

richtwerte sind an den "maßgeblichen Immissionsorten" einzuhalten, welche in 

Abschnitt A.1.3 des Anhangs der TA Lärm definiert werden:   

"a)  bei bebauten Flächen 0,5 m außerhalb vor der Mitte des geöffneten Fens-
ters des vom Geräusch am stärksten betroffenen schutzbedürftigen Rau-
mes nach DIN 4109, Ausgabe November 1989;   

 b) bei unbebauten Flächen oder bebauten Flächen, die keine Gebäude mit 
schutzbedürftigen Räumen enthalten, an dem am stärksten betroffenen 
Rand der Fläche, wo nach dem Bau- und Planungsrecht Gebäude mit 
schutzbedürftigen Räumen erstellt werden dürfen; …"  

 

Zur Ermittlung der mit diesen Immissionsrichtwerten zu vergleichenden Beurteilungs-

pegel ist gemäß TA Lärm [4] das nachfolgend verkürzt dargestellte Verfahren 

heranzuziehen: 
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− Der Beurteilungspegel "tags" ist auf einen Zeitraum von 16 Stunden während 
der Tageszeit (6.00 bis 22.00 Uhr) zu beziehen. Während bestimmter Tages-
zeiten mit erhöhter Empfindlichkeit (an Werktagen von 6.00 bis 7.00 Uhr und 
von 20.00 bis 22.00 Uhr sowie an Sonn- und Feiertagen von 6.00 bis 9.00 
Uhr, von 13.00 bis 15.00 Uhr und von 20.00 bis 22.00 Uhr) ist ein Zuschlag 
von 6 dB zum Mittelungspegel in Ansatz zu bringen; ausgenommen hiervon 
sind Einwirkungsorte in Gebieten der Kategorien a) bis d) (Industriegebiete, 
Gewerbegebiete, urbane Gebiete sowie Kern-, Dorf- und Mischgebiete). 
 

− Als Bezugszeitraum für den Beurteilungspegel "nachts" ist "… die volle 
Nachtstunde (z. B. 1.00 bis 2.00 Uhr) mit dem höchsten Beurteilungspegel, 
zu dem die zu beurteilende Anlage relevant beiträgt …", zu berücksichtigen. 

 

− "Für die Teilzeiten, in denen in den zu beurteilenden Geräuschimmissionen 
ein oder mehrere Töne hervortreten oder in denen das Geräusch informa-
tionshaltig ist, ist für den Zuschlag KT je nach Auffälligkeit der Wert 3 oder 
6 dB anzusetzen". 
 

− Der Störwirkung von Impulsgeräuschen ist ggf. durch einen Zuschlag KI 
Rechnung zu tragen; dieser ist entweder pauschal mit einem Wert von 3 oder 
6 dB zu berücksichtigen oder durch Differenzbildung aus Messwerten für den 
Taktmaximal-Mittelungspegel LAFTeq und den Mittelungspegel LAeq zu 
ermitteln. 

     

Hinsichtlich der Beurteilung kurzdauernd auftretender Geräuschspitzen wird in der 

o. a. TA Lärm ergänzend ausgeführt: 

− "Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen die Immissionsrichtwerte am 
Tage um nicht mehr als 30 dB(A) und in der Nacht um nicht mehr als 20 dB(A) 
überschreiten". 

 

Die Immissionsrichtwerte sind akzeptorbezogen; dies bedeutet, dass der durch die Ge-

samtheit aller (auch fremder) "Anlagen" im Sinne der TA Lärm am jeweils schutz-

bedürftigen Einwirkungsort verursachte Immissionspegel den dort maßgebenden Im-

missionsrichtwert nicht übersteigen darf. Ein auf eine einzelne Anlage beschränkter 

Nachweis des durch diese verursachten Immissionspegels ist nur dann ausreichend, 

wenn eine nennenswerte Lärmvorbelastung am betreffenden Einwirkungsort ausge-

schlossen werden kann oder 

"... wenn der von der Anlage verursachte Immissionsbeitrag im Hinblick auf den 
Gesetzeszweck als nicht relevant anzusehen ist. Das ist in der Regel der Fall, 
wenn die von der zu beurteilenden Anlage ausgehende Zusatzbelastung die 
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Immissionsrichtwerte … am maßgeblichen Immissionsort um mindestens 
6 dB(A) unterschreitet." (TA Lärm, Nummer 3.2.1, Absatz 2) 

 

In Abschnitt 2.2 der TA Lärm ist der "Einwirkungsbereich einer Anlage" wie folgt 

definiert: 

"Einwirkungsbereich einer Anlage sind die Flächen, in denen die von der Anlage 
ausgehenden Geräusche 

a) einen Beurteilungspegel verursachen, der weniger als 10 dB(A) unter dem 
für diese Fläche maßgebenden Immissionsrichtwert liegt, oder 

b) Geräuschspitzen verursachen, die den für deren Beurteilung maßgebenden 
Immissionsrichtwert erreichen." 

 

Falls der von der betrachteten Anlage verursachte Immissionsanteil den Immissions-

richtwert um 10 dB(A) (oder mehr) unterschreitet, tragen die Emissionen dieser Anlage 

nicht zu einer relevanten Erhöhung der Gesamtlärmbelastung bei. Der Immissionsort 

liegt dann gemäß obigem Zitat nicht mehr im Einwirkungsbereich der Anlage 

(vorausgesetzt, das Spitzenpegelkriterium der TA Lärm ist eingehalten). 

 
 
3.3 Begrenzung der Schallemissionen 
 
Im Bebauungsplan können für lärmemittierende Anlagen keine betrieblichen Rand-

bedingungen festgelegt werden mit dem Ziel, die Lärmeinwirkung auf die schutz-

bedürftige Nachbarschaft zu begrenzen. Ein gesicherter Nachweis über die Einhaltung 

schalltechnischer Anforderungen kann erst im Rahmen des Baugenehmigungsver-

fahrens auf der Grundlage detaillierter Informationen über schalltechnisch relevante 

bauliche, technische und betriebliche Randbedingungen erbracht werden.  

 

Trotzdem sind bereits im Zuge der Bauleitplanung geeignete Vorkehrungen zu treffen,  

um eine unzulässige Lärmeinwirkung auf die Umgebung zu verhindern. Dies kann 

dadurch erfolgen, indem für Teilflächen, auf denen "Anlagen" im Sinne der TA Lärm 

baurechtlich zulässig sind, Werte für das Emissionskontingent (LEK) festgesetzt 

werden. Kriterium für die Ermittlung dieser Werte ist die Einhaltung der in DIN 18 005 

Beiblatt 1 für "Industrie-, Gewerbe- und Freizeitlärm sowie für Geräusche von 

vergleichbaren öffentlichen Anlagen" definierten Orientierungswerte - ggf. unter 
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Berücksichtigung einer eventuell vorhandenen Lärmvorbelastung durch lärmemittie-

rende Anlagen außerhalb des Plangebiets.   

 

Die im Rahmen der Bauleitplanung maßgebenden, u. a. bei Industrie- und 

Gewerbelärm anzuwendenden Orientierungswerte von DIN 18 005 Beiblatt 1 sind für 

die im vorliegenden Fall relevanten Gebietskategorien im Bereich von schutzbedürf-

tigen Lärmeinwirkungsorten in der Umgebung des Plangebiets zahlenwertmäßig 

identisch mit den in der TA Lärm festgelegten Immissionsrichtwerten. Deshalb kann 

im Folgenden auf eine Unterscheidung zwischen Orientierungswerten und 

Immissionsrichtwerten verzichtet werden.  

 

Zur Durchführung der bereits oben erwähnten Lärmkontingentierung wird in der Regel 

die DIN 45 691 [5] herangezogen. In dieser wird ausgeführt: 

"Zur Regelung der Intensität der Flächennutzung hat in den vergangenen Jahren 
die Festsetzung von Emissionskontingenten an Bedeutung gewonnen. ... 

Diese Norm legt Verfahren und eine einheitliche Terminologie als fachliche 
Grundlagen zur Geräuschkontingentierung in Bebauungsplänen beispielhaft für 
Industrie- oder Gewerbegebiete und auch für Sondergebiete fest und gibt 
rechtliche Hinweise für die Umsetzung".  

 

Allerdings beinhaltet dieses Regelwerk keine Empfehlung für die zahlenwertmäßige 

Festsetzung eines flächenbezogenen Schall-Leistungspegels als Emissionskontin-

gent. In Abschnitt 5.2.3 der DIN 18 005 [6] wird jedoch ausgeführt: 

"Wenn die Art der unterzubringenden Anlagen nicht bekannt ist, ist für die Be-
rechnung der in der Umgebung eines geplanten Industrie- oder Gewerbe-
gebietes ohne Emissionsbegrenzung ... zu erwartenden Beurteilungspegel 
dieses Gebiet als eine Flächenschallquelle mit folgenden flächenbezogenen 
Schallleistungspegeln grundsätzlich tags und nachts anzusetzen: 

−  Industriegebiet, Hafenanlagen, L''W = 65 dB; 

−  Gewerbegebiet, L''W = 60 dB." 
 

Bei einer Lärmkontingentierung ist generell auch die Lärmvorbelastung durch die 

außerhalb eines Plangebiets gelegenen, ebenfalls gemäß TA Lärm zu beurteilenden 

Anlagen zu berücksichtigen. Die maximal zulässige Zusatzbelastung durch die neu 
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hinzukommenden Gewerbe- oder Industrieflächen errechnet sich deshalb aus der 

energetischen Differenz zwischen Orientierungswert bzw. Immissionsrichtwert und der 

Lärmvorbelastung. Sofern die Lärmvorbelastung die Orientierungswerte von DIN 

18 005 Beiblatt 1 bzw. die Immissionsrichtwerte der TA Lärm bereits ausschöpft (oder 

auch überschreitet), muss zumindest sichergestellt werden, dass der Zusatzbeitrag 

des neuen Plangebiets zur Gesamtlärmeinwirkung auf die schutzbedürftige 

Nachbarschaft außerhalb der jeweiligen Gewerbeflächen hinreichend gering ist. 

 

In Anlehnung an die Regelung in Abschnitt 3.2.1, Absatz 2, der TA Lärm könnte deshalb 

der Nachweis geführt werden, dass der aus der bestimmungsgemäßen Nutzung des 

Plangebiets resultierende Immissionsanteil an relevanten Einwirkungsorten in der 

Nachbarschaft die dort jeweils maßgebenden Immissionsrichtwerte um mindestens 

6 dB(A) unterschreitet. Allerdings ist im Rahmen der Bauleitplanung die TA Lärm 

allenfalls hilfsweise zur Beurteilung der Lärmeinwirkung heranzuziehen. Sicherheits-

halber sollte deshalb erst dann von einer hinreichend geringen Zusatzbelastung 

ausgegangen werden, wenn diese mindestens 10 dB(A) unter dem Orientierungs- 

bzw. Immissionsrichtwert liegt. Falls nämlich an einem betrachteten Immissionsort der 

maßgebende Immissionsrichtwert oder Orientierungswert durch die Lärmvorbelastung 

gerade eben ausgeschöpft wird, dann wird bei einer Zusatzbelastung, die diesen 

Referenzwert um mindestens 10 dB(A) unterschreitet, eine (potentielle) 

Überschreitung des Immissionsrichtwerts/Orientierungswerts auf weniger als 0,5 

dB(A) begrenzt. 

 
Anmerkung: 
In Anlehnung an Abschnitt 2.2 der TA Lärm wird damit sichergestellt, dass sich die benachbarte 
schutzbedürftige Bebauung außerhalb des Einwirkungsbereichs der zu untersuchenden 
Gewerbeflächen befindet. Sofern der Immissionsrichtwert der TA Lärm durch eine betrachtete Anlage 
(z. B. hier die geplanten Gewerbeflächen) nämlich um 10 dB(A) oder mehr an einem Immissionsort 
unterschritten wird, trägt diese Anlage nicht zu einer relevanten Erhöhung der Lärmbelastung bei bzw. 
liegt der Immissionsort gemäß Abschnitt 2.2 der TA Lärm nicht mehr im Einwirkungsbereich der Anlage. 
Die weitergehenden Ausführungen in Abschnitt 2.2 "Einwirkungsbereich einer Anlage" der TA Lärm 
bzgl. der Begrenzung von Geräuschspitzen können im Rahmen der hier interessierenden 
Bauleitplanung außer Betracht bleiben, da in dem für die Bauleitplanung maßgebenden Beiblatt 1 der 
DIN 18 005 keine Anforderungen für Pegelspitzen genannt werden. Aussagen zu eventuell relevanten 
Geräuschspitzen sind erst im Rahmen des Bauantrags für ein konkret geplantes Bauvorhaben zu 
treffen. 
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3.4 Vorgehensweise im vorliegenden Fall 
 
In der vorliegenden Ausarbeitung ist zu der durch Nutzung des Plangebiets "Gewerbe-

gebiet Mittelstraß" verursachten Betriebslärmeinwirkung auf die schutzbedürftige 

Nachbarschaft außerhalb des Plangebiets Stellung zu nehmen.  

 

Wie in Abschnitt 3.3 ausgeführt wurde, kann eine unzulässige Betriebslärmeinwirkung 

auf Einwirkungsorte außerhalb des Plangebiets "Gewerbegebiet Mittelstraß" dadurch 

ausgeschlossen werden, dass für Teilflächen, auf denen "Anlagen" im Sinne der 

TA Lärm [4] baurechtlich zulässig sind, Werte für das Emissionskontingent (LEK) im Be-

bauungsplan festgesetzt werden. Deshalb werden in Abschnitt 5 der vorliegenden 

Ausarbeitung Lärmkontingente für die als "Gewerbegebiet" auszuweisenden Flächen 

des Plangebiets "Gewerbegebiet Mittelstraß" ermittelt werden.  

 

Diese Lärmkontingente sind derart festzulegen, dass auch unter Berücksichtigung der 

Lärmvorbelastung durch benachbarte Gewerbeflächen eine Überschreitung der 

maßgebenden Immissionsrichtwerte an außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs 

des Bebauungsplans gelegenen schutzbedürftigen Einwirkungsorten verhindert wird. 

Sofern die Lärmvorbelastung dabei diese Immissionsrichtwerte bereits ausschöpft, 

wird entsprechend den Ausführungen in Abschnitt 3.3 gefordert, dass der neu 

hinzukommende Immissionsanteil der zu kontingentierenden Flächen den in der 

Nachbarschaft jeweils maßgebenden Immissionsrichtwert der TA Lärm (bzw. 

Orientierungswert von DIN 18 005 Beiblatt 1) um mindestens 10 dB(A) unterschreitet. 

 
 

4. LÄRMVORBELASTUNG 

 
4.1 Emissionsansatz zur Ermittlung der Lärmvorbelastung 
 
Für die Gewerbeflächen der Plangebiete "Gewerbegebiet Schwabenmatten" und 

"Westlich der Mittelstraß und Kirchhofweg" sind im jeweiligen Bebauungsplan keine 

Festsetzungen zur maximal zulässigen Schallemission getroffen worden. 

Vereinfachend wird deshalb für diese Flächen der Emissionsansatz von L"W = 

60 dB(A) aus DIN 18 005 übernommen. Planerisch wird in der vorliegenden 
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Ausarbeitung zusätzlich eine gemäß Flächennutzungsplan mögliche und in den Plan 

in Anlage 2 eingetragene Erweiterung des "Gewerbegebiets Schwabenmatten" in 

Richtung Norden berücksichtigt. Auch für diese Erweiterungsfläche wird der o. g. 

flächenbezogene Schall-Leistungspegel von L''W = 60 dB(A) angesetzt. 

 

In Anlage 4 sind die Vorbelastungsflächen eingetragen, denen für den Tag- und 

Nachtzeitraum der o. g. Wert von L''W = 60 dB(A) zugeordnet wird. 

 

Der flächenbezogene Schall-Leistungspegel von L''W = 60 dB(A) entspricht im 

Tagzeitraum der üblichen Schallemission einer nicht kontingentierten Gewerbefläche. 

"Nachts" ist in aller Regel ein deutlich geringerer flächenbezogener Schall-

Leistungspegel anzusetzen, wenn sich - wie im vorliegenden Fall - zahlreiche 

Betriebsleiterwohnungen in den bereits bestehenden Gewerbegebieten befinden. 

Diese aufgrund der Betriebsleiterwohnungen de facto vorhandene Einschränkung der 

zulässigen Schallemissionen "nachts" bleibt im Folgenden aber außer Betracht (siehe 

jedoch die Anmerkung in Abschnitt 4.3). 

 
 
4.2 Berechnung der Schallausbreitung 
 
Bei der Ermittlung der in einem Bebauungsplan festzusetzenden Emissionskontingen-

te bzw. bei der Ermittlung von Immissionskontingenten ist bei der Berechnung der 

Schallausbreitung entsprechend den Vorgaben in DIN 45 691 [5] ausschließlich die 

horizontale geometrische Ausbreitungsdämpfung Adiv gemäß Abschnitt 7.1 der DIN 

ISO 9613-2 [7] bei ungerichteter Schallabstrahlung zu berücksichtigen. Höhen-

differenzen zwischen Emissions- und Immissionsort sowie Abschirmungen durch 

Gebäude, Schallschirme u. ä. bzw. aufgrund topografischer Gegebenheiten bleiben 

außer Betracht.  

 

Dieses Verfahren wird im Folgenden auch zur Berechnung der aus den Werten des 

flächenbezogenen Schall-Leistungspegels L''W in der schutzbedürftigen Nachbarschaft 

resultierenden Lärmvorbelastung herangezogen. Die Schallausbreitungsberechnung 



 

 

 

Büro für Schallschutz Dr. Jans      Gutachtliche Stellungnahme Nr. 6858/919 
 
 
 

13 

erfolgt dabei mit Hilfe des von der SoundPLAN GmbH, Backnang, entwickelten 

Rechenprogramms SOUNDPLAN. 

 
 

4.3 Ermittlung der Lärmvorbelastung 
 
Als maßgebliche Lärmeinwirkungsorte werden die in Anlage 4 eingetragenen 

Immissionsorte A und B definiert. Immissionsort A befindet sich in einem "allgemeinen 

Wohngebiet", Immissionsort B in einem "Mischgebiet". Auf die Definition eines 

Immissionsortes in einem "Gewerbegebiet" wird verzichtet, da die Lärmkontingen-

tierung im Regelfall ausschließlich mit dem Ziel erfolgt, an schutzbedürftigen 

Einwirkungsorten außerhalb der als "Industriegebiet", "Gewerbegebiet" oder 

"eingeschränktes Gewerbegebiet" ausgewiesenen Flächen eine unzulässige 

Betriebslärmeinwirkung zu vermeiden. 

 

Gemäß dem rechnerischen Nachweis in Anlage 5 werden für die in Anlage 4 

eingetragenen Immissionsorte A und B folgende Beurteilungspegel "tags" (Lr,t) und 

"nachts" (Lr,n) für die Lärmvorbelastung durch die bereits vorhandenen, in Anlage 4 

eingetragenen Gewerbeflächen bestimmt: 

Immissionsort A B 

Beurteilungspegel "tags" in dB(A) 51,2 57,3 

Immissionsrichtwert "tags" in dB(A) 55 60 

Beurteilungspegel "nachts" in dB(A) 51,2 57,3 

Immissionsrichtwert "nachts" in dB(A) 40 45 

 

Der Vergleich der ermittelten Beurteilungspegel mit dem jeweils maßgebenden 

Immissionsrichtwert "tags" bzw. "nachts" zeigt: 

­ "Tags" wird der jeweils maßgebende Immissionsrichtwert rechnerisch um 3 
dB(A) unterschritten. Somit besteht noch Spielraum für zusätzliche 
Schallemissionen "tags" aus dem neu hinzukommenden "Gewerbegebiet 
Mittelstraß". Die noch zulässige Zusatzbelastung ("Planwerte") errechnet sich 
aus der energetischen Differenz zwischen dem Immissionsrichtwert "tags" und 
der Lärmvorbelastung: 
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Immissionsort A B 

Immissionsrichtwert "tags" in dB(A) 55 60 

Lärmvorbelastung "tags" in dB(A) 51,2 57,3 

Planwert "tags" in dB(A) 52,7 56,7 

­ "Nachts" wird der dann maßgebende Immissionsrichtwert an den Immissions-
orten A und B um 11 bis 12 dB(A) überschritten. D. h., zum Schutz dieser 
Immissionsorte ist gemäß den Ausführungen in Abschnitt 3.4 sicherzustellen, 
dass der zusätzliche Immissionsbeitrag durch das Plangebiet "Gewerbegebiet 
Mittelstraß" den jeweils maßgebenden Immissionsrichtwert um mindestens 10 
dB(A) unterschreitet. Der im Rahmen der Lärmkontingentierung für das 
"Gewerbegebiet Mittelstraß" noch zulässige "Planwert" beträgt deshalb: 

Immissionsort A B 

Immissionsrichtwert "nachts" in dB(A) 40 45 

Planwert "nachts" in dB(A) 30 35 

 
Anmerkung: 
In Abschnitt 4.1 wurde ausgeführt, dass für ein Gewerbegebiet mit Betriebsleiterwohnungen der Ansatz 
von L''W = 60 dB(A) für die Nachtzeit in der Regel zu hoch ist. Ein plausibler Wert für den 
flächenbezogenen Schall-Leistungspegel "nachts" liegt dann ungefähr bei L''W = 50 dB(A). Wenn jedoch 
im vorliegenden Fall dieser reduzierte Nachtwert angesetzt wird, resultiert ebenfalls noch eine 
Überschreitung des Immissionsrichtwerts "nachts" (und zwar dann um 1 bis 2 dB(A)). D. h., auch für 
diesen Fall müssten für die Immissionsorte A und B identische Planwerte "nachts" von 30 dB(A) an 
Immissionsort A und 35 dB(A) an Immissionsort B berücksichtigt werden. 

 
 

5. LÄRMKONTINGENTIERUNG 
 
In den Plan in Anlage 6 sind die im Folgenden mit Emissionskontingenten belegten 

Teilflächen I bis III des Plangebiets "Gewerbegebiet Mittelstraß" eingetragen. Für diese 

Teilflächen werden folgende Lärmkontingente berücksichtigt:  

Teilfläche I:  LEK,tags = 65 dB(A); LEK,nachts = 43 dB(A) 

Teilfläche II:  LEK,tags = 65 dB(A); LEK,nachts = 45 dB(A) 

Teilfläche III:  LEK,tags = 65 dB(A); LEK,nachts = 47 dB(A) 

 

Gemäß dem rechnerischen Nachweis in Anlage 7 werden bei Zuordnung dieser 

Emissionskontingente zu den Teilflächen I bis III die in der Nachbarschaft jeweils 

maßgebenden Planwerte nicht überschritten. Nachfolgend werden die in Anlage 7 

ermittelten Immissionspegel (Immissionskontingente LIK) dem gemäß Abschnitt 4.3 

jeweils maßgebenden Planwert gegenübergestellt: 
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Immissionsort A B 

Immissionskontingent LIK "tags" in dB(A) 50,5 50,6 

Planwert "tags" in dB(A) 52,7 56,7 

Immissionskontingent LIK "nachts" in dB(A) 29,8 29,8 

Planwert "nachts" in dB(A) 30 35 

 

Der Vergleich der ermittelten Immissionskontingente LIK mit dem jeweils maßgeben-

den Planwert zeigt, dass dieser - wie gefordert - eingehalten bzw. unterschritten wird.  

 

Rechnerisch wären für die Tagzeit höhere Lärmkontingente zulässig. Da aber die für 

die Teilflächen I bis III angesetzten Lärmkontingente "tags" bereits die Werte eines 

"Industriegebiets" erreichen (siehe Abschnitt 3.3) und somit die "übliche" 

Schallemission eines nicht eingeschränkten Gewerbegebiets um 5 dB(A) übersteigen, 

erscheint es nicht gerechtfertigt, noch höhere Lärmkontingente "tags" zu vergeben. 

 

"Nachts" wird am Immissionsort A der dort maßgebende Planwert von 30 dB(A) 

"nachts" ausgeschöpft; d. h., bezüglich des Immissionsorts A sind keine höheren 

nächtlichen Emissionen zulässig als durch die o. g. Emissionskontingente festgesetzt. 

 
Anmerkung: 
Die hier für die Nachtzeit ermittelten Lärmkontingente weisen Werte von LEK ≤ 47 dB(A) auf. Gemäß 
DIN 18 005 wäre für ein "Gewerbegebiet" ohne Emissionsbegrenzung ein flächenbezogener Schall-
Leistungspegel "nachts" von L''W = 60 dB(A) anzusetzen. Da der flächenbezogene Schall-
Leistungspegel von L''W = 60 dB(A) zumindest näherungsweise einem Emissionskontingent von LEK = 
60 dB(A) entspricht, folgt unmittelbar, dass im vorliegenden Fall zum Schutz der benachbarten 
Wohnbebauung die Festsetzung der Lärmkontingente "nachts" angezeigt ist. Diese Festsetzung ist u. a. 
auch deshalb erforderlich, da im Plangebiet "Gewerbegebiet Mittelstraß" keine Betriebsleiter-
wohnungen zulässig sind und somit auch nicht durch derartige schutzbedürftige Einwirkungsorte 
innerhalb des Plangebiets de facto die zulässige Schallemission "nachts" auf Werte deutlich unter LEK 
= 60 dB(A) begrenzt ist. 

 

Zusätzlich zur punktweisen Ermittlung der Immissionskontingente an den 

Immissionsorten A und B in Anlage 7 werden in den Anlagen 8 und 9 die dem 

"Gewerbegebiet Mittelstraß" insgesamt zuzuordnenden Immissionskontingente "tags" 

und "nachts" flächenhaft dargestellt. 

 
 
 



 

 

 

Büro für Schallschutz Dr. Jans      Gutachtliche Stellungnahme Nr. 6858/919 
 
 
 

16 

Hinweise zur Festsetzung von Emissionskontingenten 
 
Gemäß dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 07.12.2017 (4 CN 7/16) sind 

bei der Emissionskontingentierung eines "Gewerbegebiets" (oder auch eines 

"Industriegebiets") folgende Grundsätze zu beachten: 

1. Das Baugebiet ist in Teilflächen zu gliedern, wobei für diese Teilflächen 
verschieden hohe Emissionskontingente festzulegen sind. 

2. Es muss ein Teilgebiet ohne Emissionsbeschränkung geben oder ein Teil-
gebiet, das mit Emissionskontingenten belegt ist, die jeden nach der 
entsprechenden Gebietsausweisung (Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO oder 
Industriegebiet nach § 9 BauNVO) zulässigen Betrieb ermöglichen. 

 

Forderung 1 wurde im vorliegenden Fall beachtet. Forderung 2 wird nachfolgend 

diskutiert. Gemäß DIN 18 005 [6] sind für ein "Gewerbegebiet" ohne Emissions-

beschränkung flächenbezogene Schall-Leistungspegel von L''W = 60 dB(A) "tags" und 

"nachts" anzusetzen. Näherungsweise können diese flächenbezogenen Schall-

Leistungspegel mit den in DIN 45 691 definierten Emissionskontingenten LEK 

gleichgesetzt werden. D. h., gemäß o. g. Forderung 2 ist eine als "Gewerbegebiet" 

dargestellte Teilfläche zu finden, die nicht kontingentiert ist bzw. der 

Emissionskontingente von LEK ≥ 60 dB(A) "tags" und "nachts" zuzuordnen sind. Mit 

den vorliegenden Nachtwerten von LEK ≤ 47 dB(A) wird diese Forderung nicht erfüllt.  

 

Eine rechtlich (mutmaßlich) gesicherte Methode, die o. g. Forderung 2 zu erfüllen, 

besteht darin, eine gebietsübergreifende Kontingentierung vorzunehmen. Der 

Gemeinde muss dabei innerhalb ihrer Gemarkung (bzw. innerhalb von Flächen, für die 

die Planungshoheit bei der Gemeinde liegt) ein "Ergänzungsgebiet" zur Verfügung 

stehen, das als "Gewerbegebiet" ausgewiesen ist und das gemäß Forderung 2 nicht 

kontingentiert ist bzw. hinreichend hohe Emissionskontingente aufweist. Auf dieses 

Ergänzungsgebiet muss dann im Bebauungsplan (hier: "Gewerbegebiet Mittelstraß") 

entsprechend hingewiesen werden. Die Gemeinde muss sich dabei jedoch im Klaren 

sein, ob und welche geeigneten Baugebiete (Ergänzungsgebiete) nicht nur zum 

Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses, sondern auch zukünftig die Funktion eines 

Ergänzungsgebietes übernehmen sollen. Dies ist in den textlichen Festsetzungen bzw. 

in der Begründung zum Bebauungsplan in geeigneter Weise zu dokumentieren.  
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Anmerkung: 
Als nicht kontingentierte Gewerbefläche steht im vorliegenden Zusammenhang beispielsweise das 
Gewerbegebiet "Schwabenmatten" zur Verfügung. Dass dieses Gewerbegebiet bereits (komplett) 
bebaut ist, ist im vorliegenden Zusammenhang unerheblich. 

 

Eine abschließende Beurteilung, wie die o. g. Entscheidung des Bundesverwaltungs-

gerichts vom 07.12.2017 auszulegen ist und welche Konsequenzen hieraus für die 

vorliegende Emissionskontingentierung resultieren, ist jedoch von juristisch 

kompetenter Seite vorzunehmen. 

 
 

6.  KONSEQUENZEN UND EMPFEHLUNGEN 
 

Wie in den vorhergehenden Abschnitten nachgewiesen wurde, hat die bestimmungs-

gemäße Nutzung des Plangebiets "Gewerbegebiet Mittelstraß" auch unter 

Berücksichtigung einer maßgeblichen Lärmvorbelastung durch benachbarte 

gewerbliche Anlagen keine unzulässige Lärmeinwirkung auf die schutzbedürftige 

Umgebung zur Folge, wenn für die als "Gewerbegebiet" auszuweisenden Teilflächen 

I bis III die in Abschnitt 5 ermittelten Emissionskontingente LEK festgesetzt werden.  

 

In Anlehnung an den Vorschlag in DIN 45 691 [5] wird empfohlen, folgende Formulie-

rung als Festsetzung in den Bebauungsplan "Gewerbegebiet Mittelstraß" 

aufzunehmen: 

"Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die nach-
folgend angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45 691 weder tags 
(6.00 bis 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 bis 6.00 Uhr) überschreiten: 

Teilfläche I:  LEK,tags = 65 dB(A); LEK,nachts = 43 dB(A) 

Teilfläche II:  LEK,tags = 65 dB(A); LEK,nachts = 45 dB(A) 

Teilfläche III:  LEK,tags = 65 dB(A); LEK,nachts = 47 dB(A) 
 

Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit von Vorhaben erfolgt nach 
DIN 45 691: 2006-12, Abschnitt 5." 
 

Die Flächenabmessung S der mit den o. g. Emissionskontingenten zu belegenden 

Teilflächen ist im Bebauungsplan ebenfalls anzugeben. Gemäß der Tabelle in Anlage 
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7 gilt S = 4177 m² für Teilfläche I, S = 4163 m² für Teilfläche II und S = 4273 m² für 

Teilfläche III. 

 

Die Einhaltung (oder Unterschreitung) der Werte des Emissionskontingents ist jeweils 

bei der Antragstellung auf Baugenehmigung oder Nutzungsänderung nachzuweisen. 

Bei diesem Nachweis sind aufgrund betriebsspezifischer Randbedingungen ggf. erfor-

derliche Zuschläge (z. B. Impulshaltigkeit, Tonhaltigkeit usw.) entsprechend den Fest-

legungen in der TA Lärm zu berücksichtigen.  

 
Anmerkung: 
Falls die Schallausbreitung z. B. durch die abschirmende Wirkung von zwischen den Schallquellen und 
betrachteten Einwirkungsorten zu berücksichtigenden Gebäuden beeinflusst wird, können die 
tatsächlich emittierten flächenbezogenen Schall-Leistungspegel L"W das jeweilige Emissionskontingent 
zahlenwertmäßig übersteigen. 
 
Des Weiteren kann der von lärmarmen Anlagen innerhalb einer Teilfläche nicht in Anspruch genommene 
Teil des zugehörigen Lärmkontingents erforderlichenfalls auf lärmintensive Anlagen innerhalb einer 
anderen Teilfläche übertragen werden. 

 

Die Festlegung der Werte für das Emissionskontingent erfolgte ausschließlich unter 

dem Aspekt der Vermeidung einer unzulässigen Betriebslärmeinwirkung auf Flächen 

mit schutzbedürftiger Bebauung (z. B. allgemeines Wohngebiet, Mischgebiet) 

außerhalb der als "Gewerbegebiet" ausgewiesenen Flächen. Deshalb ist im Rahmen 

des Baugenehmigungsverfahrens zusätzlich nachzuweisen, dass an schutzbedürf-

tigen fremden Einwirkungsorten innerhalb eines "Gewerbegebietes" die dort jeweils 

maßgebenden Immissionsrichtwerte der TA Lärm nicht überschritten werden.  

 

In Abschnitt 5 der DIN 45 691 wird ausgeführt: 

 

"Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des 
Bebauungsplans, wenn der Beurteilungspegel Lr,j den Immissionsrichtwert an 
den maßgeblichen Immissionsorten um mindestens 15 dB unterschreitet 
(Relevanzgrenze)." 

 

Es wird empfohlen, im Bebauungsplan darauf hinzuweisen, dass im Rahmen des 

Genehmigungsverfahrens dieses Irrelevanzkriterium der DIN 45 691 angewandt 

werden darf. 
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Anmerkung: 
Generell könnten gemäß den Regelungen in Anhang A.2 der DIN 45 691 für einzelne Richtungssektoren 
Zusatzkontingente definiert werden. Das richtungsabhängige Zusatzkontingent LEK,zus gibt dabei an, um 
welchen Betrag die Schallabstrahlung im Vergleich zum LEK erhöht werden darf, wenn die 
Schallabstrahlung in einen bestimmten Richtungssektor erfolgt. In der vorliegenden Ausarbeitung wird 
aber auf die Definition derartiger Zusatzkontingente verzichtet. Unter Berücksichtigung des oben 
zitierten Irrelevanzkriteriums aus Abschnitt 5 der DIN 45 691 kann nämlich in Richtung schalltechnisch 
unkritischer Lärmeinwirkungsorte ohnehin eine höhere Schallabstrahlung toleriert werden als durch das 
Emissionskontingent vorgegeben.  

 

 
7. ZUSAMMENFASSUNG 

 
Die Gemeinde Pfaffenweiler beabsichtigt, mit der Aufstellung des Bebauungsplans 

"Gewerbegebiet Mittelstraß" die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 

Bebauung einer derzeit landwirtschaftlich genutzten Fläche nördlich der Tennisanlage 

und östlich des Gewerbegebiets "Schwabenmatten" zu schaffen.  

 

Da sich südlich des vorgesehenen räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans 

"Gewerbegebiet Mittelstraß" das Wohngebiet "Schneckenacker" befindet, war in der 

vorliegenden Ausarbeitung die durch das geplante Gewerbegebiet verursachte 

Lärmeinwirkung auf diese Wohnbebauung zu untersuchen. Um auch unter 

Berücksichtigung der Lärmvorbelastung durch bereits bestehende Gewerbegebiete 

eine unzulässige Lärmeinwirkung auf die Wohnbebauung Schneckenacker 

auszuschließen, wird empfohlen, im Bebauungsplan "Gewerbegebiet Mittelstraß" die 

in Abschnitt 5 ermittelten Lärmkontingente für die Teilflächen I bis III festzusetzen. 

Diese Lärmkontingente begrenzen die hinsichtlich der Lärmentwicklung zulässige 

Nutzung der geplanten Gewerbeflächen während der Tages- und Nachtzeit. Diese 

Teilflächen I bis III sind in Anlage 6 grafisch dargestellt. Ein Vorschlag für die 

Festsetzung dieser Lärmkontingente ist in Abschnitt 6 wiedergegeben. 

 
 
Büro für Schallschutz 
Dr. Wilfried Jans 
 

   (Dr. Jans)  



 

 

  

 

 

Anlage 1 Gutachtliche Stellungnahme Nr. 6858/919  
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Bebauungsplan "Gewerbegebiet Mittelstraß" in Pfaffenweiler 
 - zeichnerischer Teil des Bebauungsplans "Gewerbegebiet Mittelstraß"; modifizierter Auszug  
  aus einem vom Planungsbüro Fischer, Freiburg, gefertigten Plan (Planstand: 05.08.2025) 
 

 
  



 

 

  

 

 

Anlage 2 Gutachtliche Stellungnahme Nr. 6858/919  
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Bebauungsplan "Gewerbegebiet Mittelstraß" in Pfaffenweiler 
 - Lageplan mit Eintragung der Gebietsausweisung in der Nachbarschaft des Plangebiets; 
  Erläuterungen siehe Text, Abschnitt 2 
 

 
  



 

 

  

 

 

Anlage 3 Gutachtliche Stellungnahme Nr. 6858/919  
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Bebauungsplan "Gewerbegebiet Mittelstraß" in Pfaffenweiler 
  - Orientierungswerte von DIN 18 005 Beiblatt 1 und Immissionsrichtwerte der TA Lärm;  
   Erläuterungen siehe Text, Abschnitt 3.2 
 

Schalltechnische Orientierungswerte für die städtebauliche Planung 

gemäß DIN 18005 Beiblatt 1 in dB(A) 

 

Baugebiet 

 

Verkehrslärm a 

Industrie-, Gewerbe- 
und Freizeitlärm 

sowie Geräusche von 
vergleichbaren 

öffentlichen Anlagen 

 tags nachts tags nachts 

Reine Wohngebiete (WR) 50 40 50 35 

Allgemeine Wohngebiete (WA), 
Kleinsiedlungsgebiete (WS), Wochenendhaus-, 
Ferienhaus- und Campingplatzgebiete  

 

55 

 

45 

 

55 

 

40 

Friedhöfe, Kleingartenanlagen, Parkanlagen 55 55 55 55 

Besondere Wohngebiete (WB) 60 45 60 40 

Dorfgebiete (MD), Dörfliche Wohngebiete 
(MDW), Mischgebiete (MI), Urbane Gebiete (MU) 

 

60 

 

50 

 

60 

 

45 

Kerngebiete (MK) 63 53 60 45 

Gewerbegebiete (GE) 65 55 65 50 

Sonstige Sondergebiete (SO) und Flächen für 
den Gemeinbedarf, soweit sie schutzbedürftig 
sind, je nach Nutzungsart b 

 

45 bis 65 

 

35 bis 65 

 

45 bis 65 

 

35 bis 65 

a  Die dargestellten Orientierungswerte gelten für Straßen-, Schienen- und Schiffsverkehr. 
b  Für Krankenhäuser, Bildungseinrichtungen, Kurgebiete oder Pflegeanstalten ist ein hoher Schutzstatus   
   anzustreben. 

Hinweis: Für Industriegebiete kann kein Orientierungswert angegeben werden. 

 
 

Immissionsrichtwerte gemäß TA Lärm Abschnitt 6.1 

Gebietskategorie Immissionsrichtwerte in dB(A) 
 tags nachts 

a)   Industriegebiete 70 70 

b) Gewerbegebiete 65 50 

c) urbane Gebiete 63 45 

d) Kern-, Dorf- und Mischgebiete 60 45 

e) allgemeine Wohngebiete und Kleinsiedlungsgebiete 55 40 

f) reine Wohngebiete 50 35 

g) Kurgebiete, Krankenhäuser und Pflegeanstalten 45 35 

 

 
 
  



 

 

  

 

 

Anlage 4 Gutachtliche Stellungnahme Nr. 6858/919  
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Bebauungsplan "Gewerbegebiet Mittelstraß" in Pfaffenweiler 
 - Lageplan mit Eintragung der bei der Berechnung der Lärmvorbelastung berücksichtigten 
  Gewerbeflächen; Erläuterungen siehe Text, Abschnitt 4 
 

 
  



 

 

  

 

 

Anlage 5 Gutachtliche Stellungnahme Nr. 6858/919  
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Bebauungsplan "Gewerbegebiet Mittelstraß" in Pfaffenweiler 
 - Immissionstabelle zur Ermittlung der Lärmvorbelastung durch die planerisch berücksichtigten 
  Gewerbeflächen; Erläuterungen siehe Text, Abschnitt 4.3 
 

 
 

 Legende  

L''W =  flächenbezogener Schall-Leistungspegel in dB(A) 
S =  mit dem jeweiligen Emissionskontingent belegte Fläche in m² 
LW  =  Schall-Leistungspegel der Quelle in dB(A) 
K0 =  Zuschlag für gerichtete Abstrahlung in dB 
s =  mittlere Entfernung in m 
Adiv =  Dämpfung aufgrund geometrischer Ausbreitung in dB 
Lr,t =  Beurteilungspegel "tags" in dB(A) 

 Lr,n =  Beurteilungspegel "nachts" in dB(A) 
  



 

 

  

 

 

Anlage 6 Gutachtliche Stellungnahme Nr. 6858/919  
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Bebauungsplan "Gewerbegebiet Mittelstraß" in Pfaffenweiler 
 - Lageplan mit Eintragung der kontingentierten Teilflächen I bis III; dem Plan hinterlegt ist ein 
  Auszug aus dem zeichnerischen Teil des Bebauungsplans "Gewerbegebiet Mittelstraß; 
  Erläuterungen siehe Text, Abschnitt 5 
 

 
  



 

 

  

 

 

Anlage 7 Gutachtliche Stellungnahme Nr. 6858/919  
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Bebauungsplan "Gewerbegebiet Mittelstraß" in Pfaffenweiler 
 - Ermittlung der zulässigen Immissionskontingente an den in Anlage 6 eingetragenen  
  Immissionsorten bei Zuordnung der in Abschnitt 5 angegebenen Lärmkontingente zu den  
  in Anlage 6 dargestellten Emissionsflächen; Erläuterungen siehe Text, Abschnitt 5 
 

 
 
 

 Legende  

LEK,tags =  Emissionskontingent "tags" in dB(A) 
S =  mit dem jeweiligen Emissionskontingent belegte Fläche in m² 
LW  =  Schall-Leistungspegel der Quelle in dB(A) 
K0 =  Zuschlag für gerichtete Abstrahlung in dB 
Adiv =  Dämpfung aufgrund geometrischer Ausbreitung in dB 
LIK,t =  Immissionskontingent "tags" in dB(A) 

LEK(t/n) =  Differenz der Emissionskontingente "tags" und "nachts" in dB 
 LIK,n =  Immissionskontingent "nachts" in dB(A) 
  



 

 

  

 

 

Anlage 8 Gutachtliche Stellungnahme Nr. 6858/919  
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Bebauungsplan "Gewerbegebiet Mittelstraß" in Pfaffenweiler 
 - flächenhafte Darstellung der den kontingentierten Teilflächen des Plangebiets "Gewerbegebiet  
  Mittelstraß" insgesamt zuzuordnenden Immissionskontingente "tags";  
  Erläuterungen siehe Text, Abschnitt 5 
 

 
  



 

 

  

 

 

Anlage 9 Gutachtliche Stellungnahme Nr. 6858/919  
Büro für Schallschutz 
Dr. Jans 

 Bebauungsplan "Gewerbegebiet Mittelstraß" in Pfaffenweiler 
 - flächenhafte Darstellung der den kontingentierten Teilflächen des Plangebiets "Gewerbegebiet  
  Mittelstraß" insgesamt zuzuordnenden Immissionskontingente "nachts";  
  Erläuterungen siehe Text, Abschnitt 5 
 

 
   

 


